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Satzung
über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen

im Landkreis Unterallgäu (Abfallwirtschaftssatzung - AWS)
vom 9. November 2021

Auf Grund von Art. 3 Abs. 2, Art. 7 Abs. 1 des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetz - BayAbfG - (BayRS 2129-
2-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom Gesetz vom 25. Mai 2021 (GVBl. S. 286) und § 7 Satz 4 der
Gewerbeabfallverordnung - GewAbfV - in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 2017 (BGBl I
2017, 896), zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I 2021, 2598) in Verbindung mit
Art. 18 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Absatz 2 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern - LKrO - (BayRS
2020-3-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. März 2021 (GVBl. S. 74), erlässt der Landkreis Unterall-
gäu mit Zustimmung der Regierung von Schwaben vom 9. November 2021, Az.: 55.1-8104.2-15/4, fol-
gende Satzung:
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1. Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich

(1) 1Abfälle im Sinn dieser Satzung sind alle Stoffe oder Gegenstände, deren sich ihr Besitzer entledigt,
entledigen will oder entledigen muss (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG). 2Abfälle, die
verwertet werden, sind Abfälle zur Verwertung (Wertstoffe); Abfälle, die nicht verwertet werden, sind
Abfälle zur Beseitigung (§ 3 Abs. 1 Satz 2 KrWG). 3Keine Abfälle im Sinne dieser Satzung sind die in § 2
Abs. 2 KrWG genannten Stoffe und Materialien.

(2) 1Abfälle aus privaten Haushaltungen sind Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der pri-
vaten Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäu-
deteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreu-
ten Wohnens. 2Alle nicht Satz 1 zuordenbaren Abfälle sind Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen.

(3) 1Sperrmüll ist sperriger Abfall zur Beseitigung aus privaten Haushaltungen, der infolge seiner
Größe oder seines Gewichts nicht in die zugelassenen Behältnisse aufgenommen werden kann oder das
Entleeren der Behältnisse erschwert und mit einem Gebäude nicht fest verbunden war. 2Hierzu gehören
auch haushaltstypische Einrichtungsgegenstände aus anderen Herkunftsbereichen.

(4) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis auf-
geführt sind, insbesondere

a) gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaf-
fenheit oder Zusammensetzung ähnlich sind, sowie

b) Abfälle aus privaten und öffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Absatz 2 Satz 1 genannten
Abfälle.

(5) Bioabfälle im Sinn dieser Satzung sind biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder aus Pilzma-
terialien bestehende Abfälle aus Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen, die über die Biotonne
eingesammelt werden, mit Ausnahme von Speiseresten aus Tierkörperteilen und tierischen Erzeugnissen,
die in Gaststätten und Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpflegung nicht nur in geringen Mengen anfal-
len.

(6) Die Abfallentsorgung im Sinn dieser Satzung umfasst die Abfallverwertung und die Abfallbeseiti-
gung sowie die hierzu erforderlichen Maßnahmen des Einsammelns, Beförderns, Behandelns, Lagerns und
Ablagerns der Abfälle.

(7) 1Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsa-
men Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grund-
buchrechts handelt. 2Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu berücksichtigen.

(8) 1Grundstückseigentümern im Sinn dieser Satzung stehen Erbbauberechtigte, Nießbraucher und
ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte gleich. 2Von mehreren dinglich Berechtigten
ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.
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(9) Beschäftigte im Sinn dieser Satzung sind alle in einem anderen Bereich als privaten Haushaltungen
Tätige (z. B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienangehörige, Auszubildende) einschließlich
Zeitarbeitskräfte.

§ 2
Abfallvermeidung und Wiederverwendung

(1) 1Jeder Benutzer der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises hat die Menge der
bei ihm anfallenden Abfälle und ihren Schadstoffgehalt so gering wie nach den Umständen möglich und
zumutbar zu halten. 2Die Wiederverwendung von Abfällen hat Vorrang vor deren Verwertung und Besei-
tigung.

(2) 1Der Landkreis berät private Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen Bereichen über die
Möglichkeiten zur Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen. 2Er bestellt insoweit
Fachkräfte zur Beratung der Abfallbesitzer.

§ 3
Abfallentsorgung durch den Landkreis

(1) Der Landkreis entsorgt nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung durch eine öffentliche Ein-
richtung die in seinem Gebiet angefallenen und ihm überlassenen Abfälle.

(2) 1Zur Erfüllung der Aufgabe nach Absatz 1 kann sich der Landkreis Dritter, insbesondere privater
Unternehmen, bedienen. 2Als Einrichtungen der öffentlichen Abfallwirtschaft des Landkreises gelten auch
Anlagen und Einrichtungen, die von beauftragten Dritten betrieben werden. 3Der Landkreis kann vor-
schreiben, dass bestimmte Abfälle diesen Einrichtungen zuzuführen sind. 4Die Einrichtungen nach Satz 1
werden vom Landkreis öffentlich bekannt gemacht.

(3) 1Der Landkreis kann einzelne Aufgaben der Abfallentsorgung durch gesonderte Rechtsverordnung
auf kreisangehörige Gemeinden mit deren Zustimmung übertragen. 2In diesen Fällen übernehmen die
kreisangehörigen Gemeinden die Rechte und Pflichten des Landkreises.

§ 4
Ausnahmen von der Abfallentsorgung durch den Landkreis

(1) Von der Abfallentsorgung durch den Landkreis sind ausgeschlossen:

1. Eis und Schnee,

2. explosionsgefährliche Stoffe (wie z. B. Feuerwerkskörper, Munition, Sprengkörper, Druckgasflaschen),

3. folgende Abfälle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens, insbesondere Krankenhäusern, Dialyse-
stationen und -zentren, Sanatorien, Kur- und Pflegeheimen, Arzt- und Zahnarztpraxen, medizinischen
und zahntechnischen Laboratorien, Instituten für Pathologie, Blutspendediensten und Blutbanken, Hy-
gieneinstituten, Praxen der Heilpraktiker und der physikalischen Therapie, Apotheken, Haus- und Fa-
milienpflegestationen, tierärztlichen Praxen und Kliniken, Tierversuchsanstalten:

a) Infektiöse Abfälle

- Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht besondere Anfor-
derungen gestellt werden (insbesondere Abfallschlüssel 18 01 03* und 18 02 02*),
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b) Chemikalien, Laborabfälle, Arzneimittel, Verpackungen,

- die aus gefährlichen Abfällen bestehen oder solche enthalten (insbesondere Abfallschlüssel
18 01 06*, 15 02 02*, 18 02 05*, 15 01 10*),

- Zytotoxische und zytostatische Artzneimittel (insbesondere Abfallschlüssel 18 01 08* und
18 02 07*),

- Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin (insbesondere Abfallschlüssel 18 01 10*),

c) Körperteile und Organe, einschließlich Blutbeutel und Blutkonserven (insbesondere Abfallschlüssel
18 01 02)

4. Altautos, Altöl und Altreifen mit Ausnahme von Motorradreifen und Pkw-Reifen bis zu einem Durch-
messer von 60 cm,

5. pflanzliche Abfälle aus der Land-, Forst- und Almwirtschaft sowie aus dem Erwerbsgartenbau, soweit
haushaltsübliche Mengen überschritten werden,

6. Klärschlämme und sonstige Schlämme, die einen Wassergehalt von mehr als 25 % haben, sowie Fäkal-
schlämme und Fäkalien,

7. Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, soweit diese nach Art, Menge
oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen entsorgt werden können,

8. Abfälle, die auf Grund eines Gesetzes zur abfallwirtschaftlichen Produktverantwortung oder im Zusam-
menhang mit einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung von Dritten zurückzunehmen sind.

9. sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der Regierung von Schwaben im Einzelfall wegen ihrer Art oder
Menge von der Abfallentsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen worden sind.

(2) Vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis sind ausgeschlossen:

1. Bauschutt, Baustellenabfälle, Straßenaufbruch und Erdaushub,

2. Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art, Menge oder
Beschaffenheit nicht in den zugelassenen Behältnissen oder jedermann zugänglichen Sammelbehäl-
tern gesammelt oder mit den Hausmüllfahrzeugen oder sonstigen Sammelfahrzeugen transportiert
werden können,

3. Klärschlämme und sonstige Schlämme,

4. sonstige Abfälle, die mit Zustimmung der Regierung von Schwaben im Einzelfall wegen ihrer Art oder
Menge vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis ausgeschlossen worden sind.

(3) 1Bei Zweifeln darüber, ob und inwieweit ein Abfall vom Landkreis zu entsorgen ist, entscheidet
der Landkreis oder dessen Beauftragter. 2Dem Landkreis ist auf Verlangen nachzuweisen, dass es sich
nicht um einen von der kommunalen Entsorgung ganz oder teilweise ausgeschlossenen Abfall handelt;
die Kosten hierfür hat der Nachweispflichtige zu tragen.
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(4) 1Soweit Abfälle nach Absatz 2 vom Einsammeln und Befördern durch den Landkreis ausgeschlos-
sen sind, dürfen sie ohne besondere schriftliche Vereinbarungen mit dem Landkreis weder der Müllabfuhr
übergeben noch in den jedermann zugänglichen Sammelbehältern überlassen werden. 2Soweit Abfälle dar-
über hinaus nach Absatz 1 vom Behandeln, Lagern und Ablagern durch den Landkreis ausgeschlossen sind,
dürfen sie auch nicht gemäß § 14 und § 17 überlassen werden. 3Geschieht dies dennoch, so kann der
Landkreis neben dem Ersatz des ihm entstehenden Schadens die Rücknahme der Abfälle oder die Erstat-
tung derjenigen Aufwendungen verlangen, die ihm für eine ordnungsgemäße Entsorgung der Abfälle ent-
standen sind.

§ 5
Anschluss- und Überlassungsrecht

(1) 1Die Grundstückseigentümer im Kreisgebiet sind berechtigt, den Anschluss ihrer Grundstücke an
die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu verlangen (Anschlussrecht). 2Ausgenom-
men sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken nutzbaren bzw. für eine solche
Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf denen Abfälle, für die nach Absatz 2 ein Überlassungsrecht
besteht, nicht oder nur ausnahmsweise anfallen.

(2) 1Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten Grundstücks
Berechtigte, insbesondere Mieter und Pächter, haben das Recht, den gesamten auf ihren Grundstücken
oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall nach Maßgabe der §§ 10 bis 17 der öffentlichen Abfallentsor-
gungseinrichtung des Landkreises zu überlassen (Überlassungsrecht). 2Soweit auf nicht anschlussberech-
tigten Grundstücken Abfälle anfallen, ist ihr Besitzer berechtigt, sie in geeigneter Weise der öffentlichen
Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen.

(3) Vom Überlassungsrecht nach Absatz 2 sind die in § 6 Abs. 3 Nrn. 1 bis 4 dieser Satzung genannten
Abfälle ausgenommen.

§ 6
Anschluss- und Überlassungszwang

(1) 1Die Eigentümer von im Kreisgebiet gelegenen Grundstücken sind verpflichtet, ihre Grundstücke
an die öffentliche Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises anzuschließen (Anschlusszwang). 2Aus-
genommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken nutzbaren bzw. für eine
solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstücke, auf denen Abfälle, für die nach den Absätzen 2 und 3
ein Überlassungszwang besteht, nicht oder nur ausnahmsweise anfallen.

(2) 1Die Anschlusspflichtigen und sonstige zur Nutzung eines anschlusspflichtigen Grundstücks Be-
rechtigte, insbesondere Mieter und Pächter, haben nach Maßgabe des § 17 KrWG und mit Ausnahme der
in Absatz 3 genannten Abfälle den auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall gemäß
den näheren Regelungen der §§ 10 bis 17 der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises
zu überlassen (Überlassungszwang). 2Soweit auf nicht anschlusspflichtigen Grundstücken überlassungs-
pflichtige Abfälle im Sinn des Satzes 1 anfallen, sind diese von ihrem Besitzer unverzüglich und in geeig-
neter Weise der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen. 3Für den gesamten im Land-
kreis anfallenden Abfall zur Beseitigung (mit Ausnahme der im Absatz 3 ausgeschlossenen Abfallarten)
besteht Überlassungspflicht an den Landkreis nach Maßgabe des § 17 KrWG. 4Abfälle zur Beseitigung sind
schon am Anfallort von Abfällen zur Verwertung getrennt zu halten.
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(3) Vom Überlassungszwang nach Absatz 2 sind ausgenommen:

1. die in § 4 Abs. 1 genannten Abfälle,

2. die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung außerhalb von Anlagen im Sinn des § 28
Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese nach den Vorschriften der Verordnung beseitigt wer-
den,

3. die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Beseitigung außerhalb von Anlagen im
Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfälle, soweit diese gemäß den Anforderungen der Einzel-
fallentscheidung beseitigt werden,

4. die Abfälle, deren Beseitigung dem Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage nach § 29 Abs. 2 KrWG
übertragen worden ist.

(4) Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 dürfen die Anschluss- und Überlas-
sungspflichtigen auf ihren Grundstücken Anlagen zur Beseitigung von Abfällen weder errichten noch be-
treiben.

§ 7
Mitteilungs- und Auskunftspflichten, Mitwirkung der Gemeinden

(1) 1Die Anschluss- und gegebenenfalls Überlassungspflichtigen müssen dem Landkreis oder einer
von ihm bestimmten Stelle zu den durch Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten für jedes anschluss-
pflichtige Grundstück die für die Abfallentsorgung und die Gebührenberechnung und -erhebung wesent-
lichen Umstände mitteilen; dazu gehören insbesondere die Anzahl der auf dem Grundstück befindlichen
privaten Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen, Angaben über den Grund-
stückseigentümer und die sonstigen zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten so-
wie über die Art, die Beschaffenheit und die Menge der Abfälle, die dem Landkreis überlassen werden
müssen. 2Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten ändern oder wenn auf einem Grundstück
erstmals überlassungspflichtige Abfälle anfallen, haben die Anschluss- und Überlassungspflichtigen unauf-
gefordert und unverzüglich entsprechende Mitteilungen zu machen.

(2) 1Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Landkreis von den Anschluss- und den Überlassungspflich-
tigen jederzeit Auskunft über die für die Abfallentsorgung und die Gebührenberechnung wesentlichen
Umstände verlangen. 2Dazu hat der Landkreis bzw. haben seine Mitarbeiter zur Erfüllung seiner Aufgaben
und zum Vollzug der Satzung das Recht, die Grundstücke der Anschlusspflichtigen zu betreten.

(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Erzeuger oder Besitzer von Abfällen zur Beseitigung
aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. 2Dies gilt insbesondere für erforderliche
Mitteilungen zur Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität nach § 15 Abs. 2. 3Werden die erforderlichen
Mitteilungen nicht erteilt, so werden die erforderlichen Werte geschätzt. 4Die geschätzten Werte werden
für die Ermittlung der Restmüllbehälterkapazität solange zugrunde gelegt, bis die tatsächlichen Werte
vom Verpflichteten gemeldet und vom Landkreis anerkannt worden sind.

(4) 1Die Gemeinden unterstützen den Landkreis nach den Grundsätzen der Amtshilfe bei der Erfül-
lung seiner Aufgaben nach dieser Satzung. 2Die Gemeinden teilen dem Landkreis die für den Vollzug dieser
Satzung und die zur Gebührenerhebung erheblichen Daten mit.
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§ 8
Störungen in der Abfallentsorgung

(1) 1Wird die Abfallentsorgung infolge höherer Gewalt, behördlicher Verfügungen, Betriebsstörun-
gen, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Gründe vorübergehend eingeschränkt,
unterbrochen oder verspätet durchgeführt, so besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung oder Scha-
densersatz. 2Die unterbliebenen Maßnahmen werden so bald wie möglich nachgeholt.

(2) 1Die bereits zur Abfuhr bereitgestellten Abfälle sind bei Störungen im Sinn des Absatzes 1, die
länger als einen Tag andauern, von den Überlassungspflichtigen wieder zurückzunehmen. 2Müllbehälter
sind an ihren gewöhnlichen Standplatz zurückzustellen.

§ 9
Eigentumsübertragung

1Der Abfall geht mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug oder mit der Überlassung in einem jeder-
mann zugänglichen Sammelbehälter oder einer sonstigen Sammeleinrichtung in das Eigentum des Land-
kreises über. 2Wird Abfall durch den Besitzer oder für diesen durch einen Dritten zu einer hierzu geeigne-
ten Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises gebracht, so geht der Abfall mit der Übernahme zur
Entsorgung in das Eigentum des Landkreises über. 3Im Abfall gefundene Wertgegenstände werden als
Fundsachen behandelt.

2. Abschnitt
Einsammeln und Befördern der Abfälle

§ 10
Formen des Einsammelns und Beförderns

Die vom Landkreis ganz oder teilweise zu entsorgenden Abfälle werden eingesammelt und befördert

1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen,

a) im Rahmen des Bringsystems (§§ 11 und 12) oder
b) im Rahmen des Holsystems (§§ 13 bis 16) oder

2. durch den Besitzer selbst oder ein von ihm beauftragtes Unternehmen (§ 17).

§ 11
Bringsystem

(1) 1Beim Bringsystem werden die Abfälle nach Maßgabe des § 12 in jedermann zugänglichen Sam-
melbehältern oder sonstigen Sammeleinrichtungen (Wertstoffhöfe) erfasst, die der Landkreis in zumut-
barer Entfernung für die Abfallbesitzer bereitstellt. 2Dies gilt nicht für derartige Abfälle aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, wenn das haushaltsübliche Maß überschritten wird.

(2) Dem Bringsystem unterliegen

1. folgende Abfälle zur Verwertung:

a) Behälterglas, getrennt nach den Sorten grün, braun und farblos,
b) Papier, Pappe und Kartonagen, soweit nicht von der Möglichkeit der Abholung Gebrauch gemacht

wird,
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c) Altmetall,
d) PE-Kunststoffe und sonstige verwertbare Kunststoffarten,
e) alle sonstigen Verpackungen, die auf Grund der Verpackungsverordnung außerhalb der öffentli-

chen Abfallentsorgung zurückzunehmen und zu verwerten sind, soweit nicht von der Möglichkeit
der Abholung Gebrauch gemacht wird,

f) pflanzliche Gartenabfälle, soweit nicht von der Möglichkeit der Abholung Gebrauch gemacht oder
eine Eigenkompostierung durchgeführt wird,

g) Sperrmüll (§ 1 Abs. 3), soweit nicht von der Möglichkeit der Abholung Gebrauch gemacht wird,
h) für private Haushalte konstruierte Elektro- und Elektronikaltgeräte,
i) für private Haushalte konstruierte Altkühlgeräte und Weißmöbel (Waschmaschinen, Spülmaschi-

nen, Elektroherde, Wäschetrockner, -schleudern), soweit nicht von der Möglichkeit der Abholung
Gebrauch gemacht wird,

j) Altholz,
k) Speisefette und -öle,
l) tragbare Altkleider und Altschuhe,
m) Motorrad- und Pkw-Reifen,
n) Batterien,
o) Bauschuttkleinmengen,
p) Tonerkartuschen,
q) CDs und DVDs,
r) Wachsreste,
s) Flachglas aus privaten Haushalten,
t) Polyurethan-Schaumdosen,
u) Kork.

2. folgende Abfälle zur Beseitigung:

a) nicht verwertbare Inertabfälle, welche die Zuordnungswerte für Deponien der Klasse 0 nach der
Deponieverordnung (DepV) einhalten, z. B. unbelasteter Bauschutt,

b) nicht verwertbare Inertabfälle, welche die Zuordnungswerte für Deponien der Klasse I und II nach
der Deponieverordnung (DepV) einhalten, z. B. Mineralwolle oder Asbestzementplatten,

c) brennbarer Sperrmüll, soweit er nicht nach Nummer 1 Buchstabe g) oder § 13 Abs. 2 in Verbindung
mit § 14 Abs. 2 erfasst wird,

d) brennbarer Abfall zur Beseitigung aus privaten Haushaltungen, falls ausnahmsweise und vorüber-
gehend so viel Restmüll anfällt, dass er in den zugelassenen Gefäßen nach § 14 Abs. 6 nicht unter-
gebracht werden kann.

3. Abfälle aus privaten Haushaltungen und Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus anderen Herkunftsbe-
reichen, die nach ihrer Art oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen
beseitigt werden können (Problemabfälle), insbesondere Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämp-
fungsmittel, öl- oder lösemittelhaltige Stoffe, Farben und Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel,
Chemikalienreste, Leuchtstoffröhren, Säuren, Laugen und Salze sowie Arzneimittel.

§ 12
Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem

(1) 1Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 aufgeführten Abfälle zur Verwertung und die in § 11 Abs. 2 Nr. 2 aufge-
führten Abfälle zur Beseitigung sind von den Überlassungspflichtigen in die vom Landkreis dafür bereitge-
stellten und entsprechend gekennzeichneten Sammelbehälter einzugeben; diese dürfen auch zu den vom
Landkreis bekanntgegebenen zentralen Sammeleinrichtungen gebracht werden. 2Die jeweiligen Annah-
mebedingungen werden vom Landkreis bekanntgegeben. 3Andere als die nach der jeweiligen Aufschrift
vorgesehenen Stoffe dürfen weder in die Sammelbehälter eingegeben noch neben diesen zurückgelassen
werden. 4Die Benutzung der Sammelbehälter ist nur zu den vom Landkreis festgelegten und am Standort
deutlich lesbar angegebenen Einfüllzeiten zulässig.
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5Nicht zulässig ist

1. die Aufstellung anderer Behälter,
2. die Bereitstellung oder Ablagerung von Abfällen in anderer Form,
3. die Ablagerung von Abfällen aus privaten Haushaltungen neben oder in größeren Mengen in öffentlich

aufgestellten Abfallkörben,
4. die Ablagerung von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen in oder ne-

ben öffentlich aufgestellten Abfallkörben.

(2) 1Problemabfälle im Sinn des § 11 Abs. 2 Nr. 3 sind von den Überlassungspflichtigen dem Personal
an den speziellen Sammelfahrzeugen bzw. Sammeleinrichtungen zu übergeben. 2Die jeweiligen Stand-
orte, Annahmebedingungen und Annahmezeiten werden vom Landkreis bekanntgegeben. 3Absatz 1 Sätze
4 und 5 gelten entsprechend.

§ 13
Holsystem

(1) Beim Holsystem werden die Abfälle vom Landkreis bzw. den Systembetreibern nach § 14 Abs. 1
Verpackungsgesetz (VerpackG) nach Maßgabe des § 14 am oder auf dem Anfallgrundstück abgeholt.

(2) Dem Holsystem unterliegen folgende Abfälle (im haushaltsüblichen Umfang)

1. pflanzliche Gartenabfälle, soweit diese nicht bei den dezentralen Kompostierungsanlagen angeliefert
werden oder eine Eigenkompostierung durchgeführt wird,

2. Sperrmüll (§ 1 Abs. 3),
3. Für private Haushalte konstruierte Altkühlgeräte und Weißmöbel (Waschmaschinen, Spülmaschinen,

Elektroherde, Wäschetrockner, -schleudern), soweit diese nicht bei den Wertstoffsammelstellen an-
geliefert werden,

4. Bioabfall (§ 1 Abs. 5),
5. Papier, Pappe und Kartonagen, soweit diese nicht bei den Wertstoffsammelstellen angeliefert werden,
6. Verkaufsverpackungen aus Kunststoff, Kunststoffverbunden, sonstigen Verbundstoffen, Weißblech

und Aluminium, die außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung zurückzunehmen und zu verwerten
sind und von den jeweiligen Systembetreibern nach § 14 Abs. 1 VerpackG erfasst werden und

7. Abfälle, die nicht nach Nummern 1 bis 6 oder § 11 Abs. 2 getrennt erfasst werden (Restmüll).

§ 14
Anforderungen an die Abfallüberlassung im Holsystem

(1) 1Für pflanzliche Gartenabfälle (§ 13 Abs. 2 Nr. 1) wird eine besondere Abfuhr durchgeführt. 2Bündel
dürfen maximal 1,5 m lang und nicht schwerer als 25 kg sein. 3Der Landkreis bestimmt die Art und Menge
der Bereitstellung, die zugelassenen Behältnisse sowie die Abholzeiten und gibt die Termine öffentlich be-
kannt. 4Können Grundstücke vom Abfuhrfahrzeug nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten angefah-
ren werden, sind die Abfälle vom Besitzer selbst zur nächsten für das Abfuhrfahrzeug erreichbaren Stelle zu
verbringen. 5Die pflanzlichen Gartenabfälle sind so zur Abfuhr bereitzustellen, dass Fahrzeuge und Fußgänger
nicht behindert oder gefährdet werden.
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(2) 1Sperrmüll (§ 1 Abs. 3), Altkühlgeräte und Weißmöbel (§ 13 Abs. 2 Nr. 3) werden vom Landkreis
oder von dessen Beauftragten einmal jährlich abgeholt, wenn der Besitzer dies mit der Anforderungskarte
beantragt. 2Für jedes zugelassene und für das veranlagte Grundstück gemeldete Restmüllbehältnis erhält
der Anschlusspflichtige auf Anforderung eine Anforderungskarte. 3Die Anforderungskarte ist an das ver-
anlagte Grundstück gebunden, für das diese ausgegeben wurde. 4Die Anforderungskarte gilt ab dem Tag
der Ausgabe ein Jahr. 5Nach Ablauf der Geltungsdauer besteht ein Anspruch auf Erhalt einer neuen An-
forderungskarte. 6Die Anforderungskarte ist nicht übertragbar. 7Auf der Anforderungskarte sind Abho-
ladresse und Name und Anschrift des Abfallerzeugers sowie Art und Menge der abzuholenden Gegen-
stände anzugeben. 8Der Landkreis oder ein von ihm beauftragter Dritter bestimmt den Abholzeitpunkt
und teilt ihn dem Besitzer mit. 9Der Besitzer hat die Menge des bei ihm anfallenden Sperrmülls so gering
wie nach den Umständen möglich und zumutbar zu halten. 10Absatz 1 Sätze 4 und 5 gelten entsprechend.
11Bei der Übergabe soll eine verantwortliche Person anwesend sein. 12Sperrmüll, Altkühlgeräte, Weißmö-
bel und Altholz dürfen von den Besitzern auch zu den vom Landkreis bekanntgegebenen Sammeleinrich-
tungen gebracht werden.

(3) 1Bioabfall (§ 1 Abs. 5) ist in den dafür bestimmten und nach Satz 3 zugelassenen Bioabfallbehält-
nissen zur Abfuhr bereitzustellen; andere als die dafür bestimmten Abfälle dürfen in die Behältnisse nicht
eingegeben werden. 2Organische Abfälle aus Großküchen, Kantinen, Gaststätten und ähnlichen Einrich-
tungen in Form von Speiseresten tierischer Herkunft unterliegen dem Tierischen Nebenprodukte-Beseiti-
gungsgesetz und müssen einer dafür zugelassenen Anlage oder einem Speiseresteverwerterbetrieb zur
ordnungsgemäßen Entsorgung zugeführt werden.

3Zugelassen sind folgende Behältnisse:

1. braune Bionormtonnen mit  60 l Füllraum,
2. braune Bionormtonnen mit 80 l Füllraum und
3. braune Bionormtonnen mit 120 l Füllraum.

4Andere als die zugelassenen Behältnisse und die Behältnisse, die dafür nicht bestimmte Abfälle enthal-
ten, werden nicht entleert bzw. mitgenommen.

(4) 1Papier, Pappe und Kartonagen sind in den dafür bestimmten und nach Satz 3 zugelassenen Altpa-
pierbehältern zur Abfuhr bereitzustellen, soweit sie nicht bei den Wertstoffsammelstellen angeliefert o-
der von gemeinnützigen Sammlungen erfasst werden. 2Andere als die dafür bestimmten Abfälle dürfen
nicht in die Behältnisse eingegeben werden.

3Zugelassen sind folgende Behältnisse:

1. graue Müllnormtonnen mit blauem Deckel mit 240 l Füllraum und
2. grauer Müllgroßbehälter mit blauem Deckel mit 1.100 l Füllraum.

(5) 1Verkaufsverpackungen im Sinne des § 13 Abs. 2 Nr. 6 sind in den dafür bestimmten Wertstoffbe-
hältern für Verkaufsverpackungen, die von den Systembetreibern gemäß § 14 Abs. 1 VerpackG ausgege-
ben werden, zur Abfuhr bereitzustellen. 2Andere als die dafür bestimmten Abfälle dürfen nicht in die Be-
hältnisse eingegeben werden.

(6) 1Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 13 Abs. 2 Nr. 7 sind in den dafür bestimmten und nach Satz
2 zugelassenen Restmüllbehältnissen zur Abfuhr bereitzustellen; nach Absätzen 3, 4 und 5 oder § 12 ge-
sondert zu überlassende Abfälle dürfen in die Restmüllbehältnisse nicht eingegeben werden.
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2Zugelassen sind folgende Restmüllbehältnisse:

1. graue Müllnormtonnen mit 60 l Füllraum,
2. graue Müllnormtonnen mit 80 l Füllraum,
3. graue Müllnormtonnen mit 120 l Füllraum,
4. graue Müllnormtonnen mit 240 l Füllraum und
5. graue Müllgroßbehälter mit 1.100 l Füllraum.

3Fallen vorübergehend so viele Abfälle an, dass sie in den zugelassenen Behältnissen nicht untergebracht
werden können, so sind die weiteren Abfälle in Restmüllsäcken zur Abholung bereitzustellen. 4Zugelassen
sind Abfallsäcke mit ca. 60 l - 70 l Füllraum, die von den Gemeinden gegen Gebühr ausgegeben werden.
5Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

(7) 1Für die Bereitstellung der nachfolgend genannten Abfälle aus öffentlichen und privaten Einrich-
tungen gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 gelten folgende zusätzliche Anforderungen:
2Spritzen, Kanülen, Hämostiletten, Skalpelle und sonstige spitze oder scharfkantige Gegenstände (insbe-
sondere Abfallschlüssel AVV 18 01 01 und AVV 18 02 01) sowie Objektträger, Deckgläser, Reagenzgläser
und sonstige zerbrechlichen Gegenstände aus Glas einschließlich Glasbruch aller Art sind zunächst in fest
mit Deckeln versehenen Schachteln aus Kunststoff (Fassungsvermögen etwa 1,5 l), die im medizinischen
Fachhandel unter dem Begriff „Entsorgungsbox“ erhältlich sind, zu verpacken. 3Diese Schachteln sind ge-
gebenenfalls zusammen mit Verbandsmaterial, Tupfer, Spatel, Pappbecher oder sonstigen durch Berüh-
rung mit Blut, Speichel oder Ausscheidungen von Menschen oder Tieren verunreinigte Abfälle an deren
Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden (z.B. Abfall-
schlüssel AVV 18 01 04 und 18 02 03), in einfache, undurchsichtige Plastiksäcke mit mindestens 1/10 mm
Wandstärke zu verpacken, die, bevor sie in die Restmüllbehälter gegeben werden, zuzubinden sind.

(8) 1Können Streusiedlungen/Einöden - insbesondere während des Winters - von der Müllabfuhr nicht
angefahren werden, so dürfen während dieser Zeit Abfallsäcke für Restmüll, die gebührenfrei zur Verfü-
gung gestellt werden, benutzt werden. 2Diese Abfälle dürfen von den Besitzern auch zu den vom Landkreis
bekanntgegebenen zentralen Sammeleinrichtungen gebracht werden. 3§ 15 Abs. 7 gilt entsprechend.

§ 15
Kapazität, Beschaffung, Benutzung und Bereitstellung

der Behältnisse im Holsystem

(1) 1Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstück muss mindestens je ein Bioabfallbehältnis gemäß
§ 14 Abs. 3 Satz 3 und ein Restmüllbehältnis nach § 14 Abs. 6 Satz 2 vorhanden sein; Altpapierbehältnisse
nach § 14 Abs. 4 Satz 2 werden auf Anforderung auf jedem anschlusspflichtigen Grundstück, auf dem ein
Restmüllbehältnis vorgehalten wird, bereitgestellt. 2Die Anschlusspflichtigen haben dem Landkreis oder
einer von ihm bestimmten Stelle Art, Größe und Zahl der benötigten Bioabfall- und Restmüllbehältnisse
zu melden. 3Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstück sind so viele Behältnisse der zugelassenen Größe
bereitzuhalten, als zur Sammlung der der Abfuhr unterliegenden Abfälle bis zum Abfuhrzeitpunkt regel-
mäßig erforderlich sind. 4Wer dem Landkreis nachweist, dass er die gesamten auf dem Grundstück anfal-
lenden Bioabfälle vollständig selbst verwertet, kann auf schriftlichen Antrag vom Anschluss- und Überlas-
sungszwang für ein Bioabfallbehältnis befreit werden.

(2) 1Für Privathaushalte soll eine Restmüllbehälterkapazität von mindestens 5 Litern/Woche für jede
mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldete Person zur Verfügung stehen. 2Für alle anderen Einrichtungen
als private Haushaltungen wird gemäß § 7 Satz 4 GewAbfV die mindestens erforderliche Restmüllbehäl-
terkapazität pro Woche nachfolgenden Grundsätzen ermittelt:
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1. Krankenhäuser, Kliniken, Altenheime und ähnliche Einrichtungen 7,5 l pro Bett

2. Schulen, Kindereinrichtungen, Bildungseinrichtungen und ähnliche
Einrichtungen

 1 l pro Kind und Aufsichts-
personal

3. Öffentliche Verwaltungen, Geldinstitute, Verbände, Krankenkassen,
Versicherungen, Einzel- und Großhandel, Tankstellen, freiberuflich Tä-
tige, Kasernen, Industriebetriebe, Handwerksbetriebe, Praxen und ähn-
liche Einrichtungen

3 l pro Beschäftigten

4. Gaststättenbetriebe, die nur als Schankwirtschaft konzessioniert sind,
Restaurants, Speisebewirtschaftung, Imbissstuben, Sporthallen, Fit-
nessstudios, Schwimmbäder und ähnliche Einrichtungen

8 l pro Beschäftigten

5. Beherbergungsbetriebe, Hotels, Ferienwohnungen, Internate und
ähnliche Einrichtungen

5 l pro Bett

6. Sonstige 3 l pro Beschäftigten.

3In begründeten Ausnahmefällen kann der Landkreis zur bedarfsgerechten Festlegung des Behältervolu-
mens nach Satz 1 abweichende Regelungen treffen.

(3) Auf Antrag der betroffenen Anschlusspflichtigen kann der Landkreis für unmittelbar benachbarte
Grundstücke oder für mehrere Haushalte und/oder Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen auf einem Grundstück die gemeinsame Nutzung eines zugelassenen Bio-, Altpa-
pier- oder Restmüllbehältnisses nach § 14 Abs. 3, 4 und 6 gestatten, wenn

1. sich einer der Anschlusspflichtigen durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Landkreis zur Zahlung
der gesamten Abfallentsorgungsgebühren verpflichtet und

2. mindestens ein Gesamtvolumen gemäß Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 vorgehalten wird und
3. sichergestellt ist, dass sämtliche anfallenden Bioabfall- oder Restmüllmengen unter Berücksichtigung

der Abfuhrhäufigkeit und einer angemessenen Reserve in dem gemeinsamen Bioabfall- oder Restmüll-
behältnis ordnungsgemäß aufgenommen werden können.

(4) Der Landkreis kann Art, Größe und Zahl der Behältnisse nach § 14 Abs. 3, 4 und 6 durch Anordnung
für den Einzelfall und abweichend von der Meldung nach Absatz 1 Satz 2 festlegen.

(5) 1Die zugelassenen Bioabfall-, Restmüll- und Altpapierbehältnisse in der nach Absatz 1 gemeldeten
oder der nach Absatz 4 festgelegten Art, Größe und Zahl werden den Anschlusspflichtigen überlassen.
2Bioabfall-, Restmüll-, und überlassene Altpapierbehältnisse sind betriebsbereit und in ordnungsgemä-
ßem Zustand zu halten. 3Nicht mehr benötigte Behältnisse sind dem Landkreis leer und gereinigt zurück-
zugeben. 4Die Anschlusspflichtigen haben dafür zu sorgen, dass die Behältnisse den zur Nutzung des an-
schlusspflichtigen Grundstücks Berechtigten zugänglich sind und von diesen ordnungsgemäß benutzt wer-
den können.

(6) 1Die Behältnisse dürfen nur zur Aufnahme der jeweils dafür bestimmten Abfälle verwendet und
bereitgestellt werden sowie nur so weit gefüllt werden, dass sich der Deckel noch schließen lässt; sie sind
stets geschlossen zu halten. 2Abfälle dürfen nicht mechanisch vorgepresst und nicht in die Behältnisse
eingestampft werden; brennende, glühende oder heiße Abfälle sowie sperrige Gegenstände, die die Be-
hältnisse, Sammelfahrzeuge oder Abfallentsorgungsanlagen beschädigen oder ungewöhnlich verschmut-
zen können, dürfen nicht eingegeben werden. 3Vorschriftswidrig befüllte und zur Abfuhr bereitgestellte
Sammelbehälter werden nicht entleert. 4Die zur Verfügung gestellten Behältnisse sind schonend und
sachgemäß zu behandeln; Reparaturen dürfen nur durch Bedienstete des Landkreises oder die vom Land-
kreis beauftragten Unternehmen vorgenommen werden.
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5Beschädigungen oder Verluste von Behältnissen sind dem Landkreis unverzüglich anzuzeigen. 6Für Schä-
den, grobe Verschmutzung oder Verlust an den überlassenen Behältnissen haftet der Anschlusspflichtige,
falls ihm ein Verschulden nachgewiesen werden kann, ansonsten der Verursacher.

(7) 1Die Behältnisse sind nach den Weisungen der mit der Abholung beauftragten Personen am Ab-
holtag auf oder vor dem Grundstück oder auf der dem Grundstück gegenüberliegenden Straßenseite so
aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden können. 2Nach der Leerung
sind sie unverzüglich an ihren gewöhnlichen Standplatz zurückzubringen. 3Können Grundstücke vom Ab-
fuhrfahrzeug nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten angefahren werden, haben die Überlas-
sungspflichtigen die Behältnisse selbst zur nächsten vom Abfuhrfahrzeug erreichbaren Stelle zu verbrin-
gen; Satz 2 gilt entsprechend. 4Fahrzeuge und Fußgänger dürfen durch die Aufstellung nicht behindert
oder gefährdet werden.

(8) 1Von den im Stadtteil "Kurstadt" der Stadt Bad Wörishofen gelegenen Grundstücken, werden die
zugelassenen Bioabfall- und Restmüllbehältnisse - ausgenommen die Müllgroßbehälter mit 1.100 l Füll-
raum - vom gewöhnlichen Standplatz abgeholt und nach Entleerung auf das Grundstück des Anschluss-
pflichtigen zurückgebracht. 2Die hiervon erfassten Grundstücke sind in dem als Anlage befindlichen Lage-
plan gekennzeichnet. Für die nähere Bestimmung ist maßgebend die innere Begrenzung der im Lageplan
den Geltungsbereich umschreibenden Linie. 3Der Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung.

(9) 1Die Behältnisse dürfen zwischen den Abfuhrzeiten nur innerhalb der Grundstücke aufgestellt wer-
den. 2Die Standplätze müssen so gewählt werden, dass keine Belästigung durch Geruch, Staub und Unge-
ziefer auftreten kann.

(10) Absatz 5 Sätze 2 und 3 sowie Absätze 7 und 9 gelten für die von den Systembetreibern gemäß § 14
Abs. 1 VerpackG ausgegeben Wertstoffbehälter für Verkaufsverpackungen entsprechend.

§ 16
Häufigkeit und Zeitpunkt der Abfallabfuhr

(1) 1Bioabfall- und Restmüll werden vom Landkreis 14-täglich abgeholt; in den Monaten Juni, Juli,
August und September erfolgt die Leerung der Biotonne wöchentlich. 2Auf Antrag werden 1,1 m³-Contai-
ner für Restmüll wöchentlich entleert. ³Die Altpapiertonne wird vierwöchentlich geleert. 4Die von den
Systembetreibern gemäß § 14 Abs. 1 VerpackG ausgegebenen Wertstoffbehälter für Verkaufsverpackun-
gen werden zu dem vom Landkreis bestimmten Turnus abgeholt. 5Der für die Abholung in den einzelnen
Teilen des Kreisgebietes vorgesehene Wochentag wird vom Landkreis bzw. von den Systembetreibern
nach § 14 Abs. 1 VerpackG bekanntgegeben. 6Fällt der vorgesehene Wochentag auf einen gesetzlichen
Feiertag, so erfolgt die Abholung in der Regel am folgenden Werktag. 7Muss der Zeitpunkt der Abholung
verlegt werden, wird dies nach Möglichkeit bekanntgegeben.

(2) 1Der Landkreis kann im Einzelfall oder generell für bestimmte Abfallarten oder Abfuhrbereiche
eine längere oder kürzere Abfuhrfolge festlegen. 2In diesem Fall gelten Absatz 1 Sätze 2 bis 5 entspre-
chend.

(3) Können die Behältnisse aus einem von dem Anschluss- und Benutzungspflichtigen zu vertreten-
den Grund nicht entleert oder abgefahren werden, so erfolgt die Entleerung und Abfuhr zum nächsten
Abfuhrtermin.
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§ 17
Selbstanlieferung von Abfällen zur Beseitigung durch den Besitzer

(1) 1Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach § 6 Abs. 2 und 3 sind die in § 4 Abs. 2 aufgeführten Abfälle
vom Besitzer oder in dessen Auftrag gemäß den nachfolgenden Bestimmungen selbst zu den vom Land-
kreis dafür jeweils bestimmten Abfallentsorgungsanlagen zu bringen. 2Der Landkreis macht eine Übersicht
der für die Anlieferung zugelassenen Anlagen bekannt. 3In Benutzungsordnungen können für die einzel-
nen Anlagen auch die jeweils zugelassenen Abfallarten und Höchstmengen sowie Einzugsgebiete festge-
legt werden. 4Der Landkreis kann im Übrigen die Anlieferung durch Anordnung für den Einzelfall abwei-
chend von den Sätzen 1 bis 3 regeln.

(2) 1Darüber hinaus kann der Landkreis zulassen, dass Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunfts-
bereichen als privaten Haushaltungen vom Besitzer oder in dessen Auftrag zu den zur Anlieferung zuge-
lassenen Abfallentsorgungsanlagen gebracht werden, soweit eine Erfassung nach § 14 Abs. 6 aufgrund
der anfallenden Mengen unzweckmäßig oder aufgrund besonderer Verhältnisse auf dem Grundstück
nicht möglich ist. 2Eine Erfassung nach § 14 Abs. 6 gilt unter anderem als unzweckmäßig, wenn zur Auf-
nahme der Abfälle mehr als vier Müllgroßbehälter nach § 14 Abs. 6 Satz 2 Nr. 5 erforderlich wären.

(3) Abfälle zur Beseitigung dürfen keine Wertstoffe oder Problemabfälle enthalten.

(4) 1Die Abfälle sind getrennt nach

1. wiederverwertbaren Materialien,
2. thermisch behandelbaren Stoffen und
3. deponierbaren Stoffen

den dafür jeweils zugelassenen Entsorgungsanlagen und hierfür vorgesehenen Wertstoffbehältern zuzu-
führen. 2Auf Verlangen des Landkreises sind der Anfallort, die Art und Zusammensetzung der Abfälle und
die Abfallschlüsselnummer vom Anlieferer oder dessen Beauftragten zu bezeichnen bzw. nachzuweisen.
3Die Entscheidung über die Zuordnung der angelieferten Abfälle zu den einzelnen Abfallarten wird im
Zweifel vor Ort von einem Verantwortlichen der Entsorgungsanlage getroffen.

(5) 1Abfälle, die bei Bau- und Abbruchmaßnahmen anfallen, nicht nach § 4 Abs. 1 von der Abfallent-
sorgung durch den Landkreis ausgeschlossen sind und nicht dem Bringsystem gemäß § 11 unterliegen,
sind auf der Baustelle soweit möglich getrennt zu halten, zu sortieren und vorrangig einer dafür zulässigen
Verwertungsanlage zuzuführen. 2Ansonsten sind diese Abfälle nachfolgenden Fraktionen getrennt bei den
nach Absatz 1 bestimmten Anlagen anzuliefern:

1. Erdaushub, soweit dieser nicht auf der Baustelle wieder eingebaut werden soll
2. Kunststoffe
3. Grünabfälle
4. Asbesthaltige Abfälle und künstliche Mineralfaserabfälle, soweit die Bestimmungen des jeweils gültigen

LAGA-Merkblattes und der Technischen Regeln für Gefahrstoffe eingehalten sind
5. Altholz, getrennt nach unbelasteten und belasteten Hölzern
6. Straßenaufbruch, getrennt nach Ausbauasphalt, Straßenunterbau ohne wesentliche bituminöse An-

teile und teerhaltigem Abfall
7. Bauschutt zur Aufbereitung
8. Bauschutt zur Deponierung
9. Baustellenabfälle zur thermischen Behandlung
10. Baustellenabfälle zur Deponierung.

3Verunreinigte Bauabfälle sind je nach festgestellter Belastung soweit wie möglich einer Behandlung und
einer Verwertung gemäß den jeweils gültigen LAGA-Vorschriften zuzuführen. 4Soweit eine Behandlung
bzw. Sortierung nicht möglich ist, sind diese bei den nach Absatz 1 dafür bestimmten Anlagen anzuliefern.
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(6) Die nicht getrennte Übergabe von Abfällen verschiedener Art bedarf der Einwilligung des Land-
kreises.

(7) 1Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. 2Werden offene Fahrzeuge verwen-
det, so müssen die Abfälle gegen Herunterfallen und Verwehungen gesichert sein. 3Erhebliche Belästigun-
gen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Lärm, dürfen nicht auftreten. 4Beim Transport und bei der
Anlieferung von asbesthaltigen Abfällen und künstlichen Mineralfasern sind die einschlägigen Vorschrif-
ten einzuhalten.

(8) Sind Angaben über Art und Zusammensetzung von Abfällen unzutreffend oder werden Abfälle
verschiedener Arten ohne die Einwilligung des Landkreises nicht getrennt übergeben, kann der Landkreis
den Ersatz eines ihm daraus entstehenden Schadens verlangen.

3. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 18
Bekanntmachungen

1Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen im Amtsblatt des Landkreises. 2Sie kön-
nen außerdem in regelmäßig erscheinenden Druckwerken und in ortsüblicher Weise in den kreisangehö-
rigen Gemeinden veröffentlicht werden.

§ 19
Gebühren

Der Landkreis erhebt für die Benutzung seiner öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung Gebühren nach
Maßgabe einer besonderen Gebührensatzung.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG i.V.m. Art. 18 Abs. 2 Satz 2 LKrO kann mit Geldbuße bis zu
2.500 € belegt werden, wer

1. gegen die Überlassungsverbote in § 4 Abs. 4 Satz 1 oder 2 verstößt,

2. den Vorschriften über den Anschluss- und Überlassungszwang (§ 6) zuwiderhandelt,

3. den Mitteilungs- oder Auskunftspflichten nach § 7 nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder mit
unrichtigen Angaben nachkommt,

4. gegen die Vorschriften in § 12 und § 14 über Art und Weise der Überlassung der einzelnen Abfallarten
im Bring- und Holsystem verstößt,

5. den Vorschriften über die Meldung, Beschaffung, Benutzung oder Bereitstellung der Behältnisse (§ 15)
zuwiderhandelt,

6. unter Verstoß gegen § 17 Abs. 1 bis 5 Abfälle zu anderen als den vom Landkreis bestimmten Anlagen
oder Einrichtungen bringt oder nicht nach den vorgeschriebenen Fraktionen getrennt anliefert oder
nicht richtig deklariert,
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7. die zwingenden Vorschriften in § 17 Abs. 7 über die sichere und umweltverträgliche Anlieferung von
Abfällen nicht befolgt,

8. Abfälle zur Abholung bereitstellt oder bei Anlagen des Landkreises anliefert, die nicht im Gebiet des
Landkreises Unterallgäu angefallen sind, wenn deren Entsorgung nicht durch besondere Vereinbarung
vom Landkreis Unterallgäu übernommen worden ist.

(2) Andere Straf- und Bußgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB und § 69 KrWG und
Art. 33 BayAbfG, bleiben unberührt.

§ 21
Anordnungen für den Einzelfall und Zwangsmittel

(1) Der Landkreis kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anord-
nungen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder Unter-
lassungen gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§ 22
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft; gleichzeitig tritt die Satzung über die Vermeidung, Verwer-
tung und Beseitigung von Abfällen im Landkreis Unterallgäu vom 11. Dezember 2018 außer Kraft.

Mindelheim, 9. November 2021
LANDKREIS UNTERALLGÄU

Alex Eder
Landrat
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54 - 6360.2/4

Satzung
über die Erhebung von Gebühren für die öffentliche Abfallentsorgung

des Landkreises Unterallgäu (Abfallgebührensatzung - AGS)
vom 9. November 2021

Auf Grund von Art. 7 Abs. 2, 4 und 5 des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes - BayAbfG - (BayRS 2129-
1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Mai 2021 (GVBl. S. 286) in Verbindung mit Art. 1, 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetzes - KAG - (BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Februar 2021
(GVBl. S. 40), erlässt der Landkreis Unterallgäu folgende Gebührensatzung:

§ 1
Gebührenerhebung

Der Landkreis Unterallgäu erhebt für die Benutzung der öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung Ge-
bühren.

§ 2
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises benutzt.

(2) 1Bei der Abfallentsorgung im Bring- und Holsystem sowie bei einer Gefäßveränderung gilt der Ei-
gentümer oder der dinglich Nutzungsberechtigte der an die Abfallentsorgung des Landkreises angeschlos-
senen Grundstücke als Benutzer. 2Bei der Verwendung von Restmüllsäcken ist der Erwerber, bei der An-
forderung einer Sperrmüllabholung mittels Sperrmüllkarte sind der Eigentümer oder der dinglich Nut-
zungsberechtigte, der Abfallerzeuger, der Abfallbesitzer und der Auftraggeber, bei der Selbstanlieferung
von Abfällen darüber hinaus auch der Anlieferer Benutzer. 3Die Abfallentsorgung des Landkreises benutzt
auch derjenige, dessen unzulässig behandelte, gelagerte oder abgelagerte Abfälle der Landkreis entsorgt.
4Bei Erstattungsansprüchen nach der Abfallwirtschaftssatzung ist der Verursacher Benutzer.

(3) 1Mehrere Benutzer sind Gesamtschuldner. Dies gilt insbesondere für Wohnungs- oder Teileigentü-
mer im Sinn des Wohnungseigentumsgesetzes. 2Der Gebührenbescheid über die gesamte Gebührenfor-
derung kann auch an den Wohnungseigentumsverwalter gerichtet werden.

(4) Die Abfallentsorgungsgebühren ruhen, wenn sie den Grundstückseigentümer oder Erbbauberech-
tigten treffen, als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Bestehens eines Erbbaurechts als
öffentliche Last auf dem Erbbaurecht, bei Wohnungs- und Teileigentum entsprechend dem Miteigen-
tumsanteil auf dem Wohnungs- und Teileigentum.

§ 3
Gebührenmaßstab

(1) 1Die Gebühr für die Abfallentsorgung im Bring- und im Holsystem bestimmt sich nach der Zahl und
dem Fassungsvermögen der vorgehaltenen Restmüllgefäße, Biomüllgefäße und nach der Zahl der Rest-
müllsäcke. 2Ausgenommen hiervon sind Abfälle, die dem Bringsystem unterliegen und für die ein geson-
derter Gebührensatz festgelegt ist; in diesen Fällen bestimmt sich die Gebühr nach Art und Menge, ge-
messen in Kilogramm, Stückzahl oder Kubikmeter. 3Bei Entsorgung des Sperrmülls im Holsystem bestimmt
sich die Gebühr nach Menge in Kubikmeter, im Bringsystem nach Masse in Kilogramm.
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(2) Bei Selbstanlieferung von Abfällen bestimmt sich die Gebühr nach Art und Menge, gemessen in
Kilogramm, Stückzahl oder Kubikmeter.

(3) Bei der Entsorgung unzulässig behandelter, gelagerter oder abgelagerter Abfälle (§ 2 Abs. 2 Satz 3)
wird neben der Gebühr, die sich nach Art und Menge, gemessen in Kilogramm, Stückzahl oder Kubikme-
tern bestimmt, auch eine Gebühr für die entstandenen Aufwendungen erhoben.

(4) Bei dem Ersatz von schuldhaft beschädigten Gefäßen, Reinigung, Instandsetzung und Ersatz von
abhanden gekommenen Gefäßen bestimmt sich die Gebühr nach der Zahl und dem Fassungsvermögen
der zu ersetzenden Gefäße.

(5) 1Bei Gefäßveränderungen, wie An-, Um- und Abmeldungen, bestimmt sich die Gebühr nach der
Anzahl der Änderungsvorgänge je Gefäßart beziehungsweise nach der Anzahl vergeblicher Anfahrten je
Gefäßart. 2Bei der Ausgabe von abschließbaren Müllgefäßen beziehungsweise der Nachrüstung von Müll-
gefäßen mit einem Tonnenschloss bestimmt sich die Gebühr nach der Anzahl der ausgegebenen und der
nachgerüsteten Müllgefäße.

(6) Die Gebühr für nachträgliche oder zusätzliche Leerungen und die Leerung fehlbefüllter Gefäße für
Abfälle zur Verwertung als Restmüll bestimmt sich nach der Zahl und dem Fassungsvermögen der geleer-
ten Gefäße.

§ 4
Gebührensatz

(1) Die Gebühr für die Abfallentsorgung im Bring- und im Holsystem beträgt

1. bei 14-täglicher Leerung der Restmüllgefäße

monatlich vierteljährlich jährlich
1. einer Müllnormtonne mit

60 l Volumen 6,75 € 20,25 € 81,00 €

2. einer Müllnormtonne mit
80 l Volumen 8,91 € 26,73 € 106,92 €

3. einer Müllnormtonne mit
120 l Volumen 13,50 € 40,50 € 162,00 €

4. einer Müllnormtonne mit
240 l Volumen 27,00 € 81,00 € 324,00 €

5. eines Müllgroßbehälters mit
1.100 l Volumen 123,66 € 370,98 € 1.483,92 €.

2. bei wöchentlicher Leerung

monatlich vierteljährlich jährlich
eines Müllgroßbehälters mit
1.100 l Volumen 247,32 € 741,96 € 2.967,84 €
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(2) Die Gebühr für die Bioabfallerfassung und -verwertung im Holsystem beträgt für

monatlich vierteljährlich jährlich

1. Eine Bionormtonne
mit 60 l Volumen 4,50 € 13,50 € 54,00 €

2. eine Bionormtonne
mit 80 l Volumen 6,00 € 18,00 € 72,00 €

3. eine Bionormtonne
mit 120 l Volumen 9,00 € 27,00 € 108,00 €.

(3) 1In den Gebührensätzen der Absätze 1 und 2 ist die Ausstattung eines Grundstückes mit den erfor-
derlichen Müllgefäßen enthalten. 2Die Ausstattung umfasst Restmüll-, Biomüll- und Altpapiergefäße. 3Ge-
fäßveränderungen (An-, Um- bzw. Abmeldungen) sind ein Mal pro Gefäßart (Restmüll-, Biomüll- oder Alt-
papiergefäß) und Kalenderjahr gebührenfrei. 4Bei mehr als einer einmaligen Veränderung pro Gefäßart
und Kalenderjahr beträgt die Gebühr je Gefäßveränderung

1. je Müllnormtonne, Müllgroß-
behälter oder Bionormtonne 18,50 €

2. je Altpapiernormtonne oder
Altpapiergroßbehälter 20,00 €.

5Die Gebühr bei vergeblicher Anfahrt des vom Landkreis beauftragten Dritten, die der Benutzer zu vertre-
ten hat, beträgt

1. je Müllnormtonne, Müllgroß-
behälter oder Bionormtonne 18,50 €

2. je Altpapiernormtonne oder
Altpapiergroßbehälters 20,00 €.

6Abweichend von § 3 Abs. 3 Satz 1 und 3 wird für die Ausstattung eines Grundstücks mit abschließbaren
Restmüll-, Biomüll- oder Altpapiergefäßen oder für die nachträgliche Ausstattung mit einem Tonnen-
schloss oder einem abschließbaren Gefäß eine Gebühr in Höhe von 40,00 € je ausgegebenem, abschließ-
barem Müllgefäß beziehungsweise je mit einem Schloss nachgerüstetem Müllgefäß erhoben.

(4) Die Gebühr für die Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllsäcken beträgt für einen Rest-
müllsack mit 60/70 l Füllraum 4,00 €.

(5) Von den durch die Ausnahmeregelung des § 15 Abs. 8 der Abfallwirtschaftssatzung begünstigten
Gebührenschuldnern der Kurstadt Bad Wörishofen wird für die Biotonne ein Zuschlag von monatlich
1,90 € je Gefäß, für die Restmülltonne ein Zuschlag von monatlich 1,30 € je Gefäß erhoben.

(6) Die Gebühr bei Schäden an den überlassenen Normtonnen und Großbehältern, für den Reinigungs-
aufwand bei Rückgabe verunreinigter Tonnen oder Großbehältern sowie im Falle des Abhandenkommens
bemisst sich nach dem tatsächlichen Aufwand für die Instandsetzung, Reinigung oder Neubeschaffung
sowie den Kosten für die Abholung des beschädigten und Lieferung des neuen Gefäßes.



- 355 -

KABl. Nr. 54/2021

(7) Die Gebühr für die Abfuhr einer Normtonne oder eines Großbehälters für Abfälle zur Verwertung
(insbesondere Biomüll oder Papier), die entgegen ihrer Zweckbestimmung befüllt worden sind, bzw. für
die zusätzliche oder nachträgliche Leerung von Gefäßen beträgt pro Abfuhr als Abfall zur Beseitigung
(Restmüll) für

1. eine Normtonne mit
60 l Volumen 40,00 €

2. eine Normtonne mit
80 l Volumen 40,00 €

3. eine Normtonne mit
120 l Volumen 40,00 €

4. eine Normtonne mit
240 l Volumen 50,00 €

5. einen Großbehälter mit
1.100 l Volumen 110,00€

(8) 1Die Gebühr für die Entsorgung von selbst oder beauftragten Dritten angelieferten Abfällen an den
vom Landkreis bekannt gemachten Einrichtungen beträgt für

1. thermisch zu behandelnde Abfälle 140,00 € je 1.000 kg

2. abzulagernde asbesthaltige Abfälle
der Deponieklasse I 172,00 € je 1.000 kg

3. sonstige abzulagernde Abfälle
der Deponieklasse I mit
Ausnahme der Stoffe nach Nr. 6 140,00 € je 1.000 kg

4. abzulagernde Abfälle
der Deponieklasse II 160,00 € je 1.000 kg

5. abzulagernde Abfälle
asbesthaltige Abfälle
der Deponieklasse II 220,00 € je 1.000 kg

6. abzulagernde Abfälle
mit künstlichen Mineralfasern
der Deponieklasse II 220,00 € je 1.000 kg

7. Altfenster mit Glas zur Verwertung 210,00 € je 1.000 kg

8. abzulagernde oder
zu verwertende Stoffe,
die im Verhältnis zum Volumen
leicht sind (z.B. Dämmstoffe) 348,00 € je 1.000 kg.
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2Bei Anlieferung an der Umladestation Breitenbrunn oder an den vom Landkreis bekanntgemachten Sam-
meleinrichtungen wird für thermisch zu behandelnde Abfälle ein Zuschlag von 20,00 € je 1.000 kg, für
abzulagernde Abfälle ein Zuschlag von 24,00 € je 1.000 kg und für abzulagernde oder zu verwertende
Stoffe, die im Verhältnis zum Volumen leicht sind, ein Zuschlag von 50,00 € je 1.000 kg für Umladen und
Transport zur Entsorgungsanlage erhoben.

3Soweit die Entsorgung angelieferter Abfälle einen zusätzlichen Aufwand erfordert, wird ein Zuschlag in
Höhe der tatsächlich angefallenen Auslagen erhoben. 4Einen zusätzlichen Aufwand stellen insbesondere
Aufwendungen für Genehmigungen im Einzelfall, Auslagen für Entsorgungsnachweise im Einzelfall oder
zusätzlichen Einbau- und bzw. oder Sortieraufwand dar.

(9) 1Soweit eine Verwiegung der angelieferten Abfälle an der Umladestation Breitenbrunn oder an den
vom Landkreis bekanntgemachten Sammeleinrichtungen nicht möglich ist, wird vom Landkreis oder des-
sen Beauftragten das Volumen ermittelt. 2Die Gebühr beträgt 5,00 € je angefangene 0,1 m³. 3Abweichend
hiervon beträgt die Mindestgebühr je Anlieferung für Kleinmengenanlieferer

bis 0,1 m³ 5,00 €

bis 0,3 m³ 10,00 €.

(10) 1Die Gebühr für die Entsorgung von Bauschutt bei Anlieferung an den vom Landkreis bekannt ge-
machten Ablagerungsstätten der Deponieklasse 0 beträgt 21,00 € je angefangenen Kubikmeter; für Anlie-
ferungen an diesen Ablagerungsstätten, die ein Volumen von 0,1 m³ nicht überschreiten, wird keine Ge-
bühr erhoben. 2Die Anlieferung von Erdaushub und sonstigem geeigneten Material für Rekultivierungs-
zwecke ist gebührenfrei.

(11) Für die Entsorgung von Bauschuttkleinmengen von bis zu 0,1 m³ je Anlieferung an den vom Land-
kreis bekannt gemachten Sammeleinrichtungen (Wertstoffhöfe) werden keine Gebühren erhoben.

(12) 1Die Gebühr für die Verwertung von Gartenabfällen bei Anlieferung an den Kompostierungsanla-
gen und Wertstoffhöfen des Landkreises beträgt 10,00 € je angefangenen Kubikmeter. 2Für Anlieferungen
aus privaten Haushalten bis zu zwei Kubikmeter werden keine Gebühren erhoben.

(13) 1Die Gebühr für die Entsorgung des Sperrmülls im Holsystem beträgt 25,00 € je angefangenen
Kubikmeter. 2Für die Entsorgung des Sperrmülls im Holsystem werden bis zu einem Volumen von 3 m³ je
Anforderungskarte (Sperrmüllkarte) keine Gebühren erhoben. 3Für die Entsorgung des Sperrmülls im Hol-
system ohne Anforderungskarte (Sperrmüllkarte) werden für den ersten angefangenen Kubikmeter
50,00 € erhoben. 4Bei der Entsorgung des Sperrmülls im Holsystem werden maximal 5 m³ je Anforde-
rungskarte abgeholt. 5Die Gebühr für die Entsorgung des Sperrmülls im Bringsystem beträgt 140,00 € je
1.000 kg zuzüglich eines Zuschlags von 20,00 € je 1.000 kg für Umladen und Transport zur Entsorgungsan-
lage. 6Für die Entsorgung des Sperrmülls im Bringsystem werden bis zu einem Gewicht von 300 kg je An-
forderungskarte (Sperrmüllkarte) keine Gebühren erhoben.

(14) Für die Entsorgung von Problemabfällen, die aus anderen Einrichtungen als privaten Haushaltun-
gen stammen und die haushaltsübliche Mengen von 25 Kilogramm überschreiten, werden bei Anlieferung
an den Problemabfallsammelstellen Gebühren in Höhe von 1,50 € je angefangenem Kilogramm erhoben.

(15) Die Gebühr für die Entsorgung von Motorradreifen und Pkw-Reifen bis zu einem Durchmesser von
60 cm im Bringsystem beträgt 3,00 € je Stück.
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(16) 1Die Gebühr für die Entsorgung von Altholz der Kategorie I bis III bei den vom Landkreis bekannt
gemachten Sammeleinrichtungen beträgt 3,00 € je angefangenen 0,1 m³. 2Für Anlieferungen aus privaten
Haushalten bis zu 1,0 m³ und von Altholz aus privaten Haushalten bis zu einer Menge von 3,0 m³, bei dem
es sich um haushaltstypische Einrichtungsgegenstände handelt, die nicht mit einem Gebäude fest verbun-
den waren, werden keine Gebühren erhoben.

(17) 1Die Gebühr für die Aufwendungen nach § 3 Abs. 3 bemisst sich nach dem jeweiligen tatsächlichen
Aufwand. 2Dazu gehören insbesondere die Kosten für Fahrzeug- und Geräteeinsatz, die Lohnkosten sowie
die Kosten für besondere Untersuchungen und eine besondere Art der Entsorgung, mindestens beträgt
sie jedoch 100,00 €.

(18) Die Gebühr für den Erwerb von zugelassenen Big Bags oder Foliensäcken beträgt

1. für die Anlieferung von Asbest

1.1 für einen Big Bag mit den Maßen ca. 90x90x120 cm 10,00 €

1.2 für einen Big Bag mit den Maßen ca. 260x125x30 cm 15,00 €

1.3 für einen Big Bag mit den Maßen ca. 320x125x30 cm 15,00 €

2. für die Anlieferung von Künstlichen Mineralfasern

2.1 für einen Big Bag mit den Maßen ca. 90x90x120 cm 6,00 €

3. für Foliensäcke je Verpackungseinheit 2,50 €.

(19) 1Soweit die Abrechnung der Gebühr einen zusätzlichen Aufwand erfordert, wird ein Zuschlag in
Höhe von 10,00 € erhoben. 2Einen zusätzlichen Aufwand stellt insbesondere die nachträgliche Änderung
des Adressaten eines bereits auf Grundlage von Lieferscheinen bekanntgegebenen Gebührenbescheids
dar.

§ 5
Entstehen der Gebührenschuld

(1) 1Bei der Abfallentsorgung im Bring- und Holsystem entsteht die Gebührenschuld erstmals am 1. Ja-
nuar 2022, für später hinzukommende Schuldner erstmals mit Beginn des auf den Eintritt des Gebühren-
tatbestandes folgenden Kalendermonats, im Übrigen fortlaufend mit Beginn eines Kalendermonats; an-
gefangene Kalendermonate gelten als volle Kalendermonate. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Um-
stände gemäß § 4 Abs. 1, 2 und 5 ändern. Abweichend von Satz 1 entsteht die Gebührenschuld, wenn sich
der Gebührentatbestand innerhalb eines Kalendermonats erneut ändert oder bei der Verwendung von
Abfallbehältnissen mit 1.100 l Volumen mit dem ersten Tag des Monats, in dem die Benutzung beginnt.

(2) Bei der zusätzlichen und bei der nachträglichen Leerung von Gefäßen sowie bei der Abfuhr von
Behältern für Abfälle zur Verwertung als Abfall zur Beseitigung nach § 4 Abs. 7 (Restmüll) entsteht die
Gebührenschuld mit der Durchführung der jeweiligen Leerung.

(3) In den Fällen des § 4 Abs. 3 Satz 4 (Behälteränderung) entsteht die Gebührenschuld mit der Bean-
tragung der jeweiligen Gefäßänderung.

(4) In den Fällen des § 4 Abs. 3 Satz 5 (vergebliche Anfahrt) entsteht die Gebührenschuld mit der un-
verrichteten Abfahrt vom Grundstück.
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(5) 1Beim Ersatz von schuldhaft beschädigten Gefäßen entsteht die Gebührenschuld mit der Übergabe
des Ersatzgefäßes bzw. dem Aufstellen des Ersatzgefäßes auf dem Grundstück. 2Wird kein Ersatzgefäß
übergeben oder zur Aufstellung gebracht, weil die Benutzung beendet wurde, entsteht die Gebühren-
schuld mit Eingang der Schadensmeldung bei der Gemeinde, der Verwaltungsgemeinschaft oder dem
Landkreis.

(6) Bei Verwendung von Restmüllsäcken entsteht die Gebührenschuld mit der Abgabe des Restmüllsa-
ckes an den Benutzer.

(7) Bei Selbstanlieferung entsteht die Gebührenschuld mit der Übergabe der Abfälle. In den Fällen des
§ 4 Abs. 5 Satz 3 mit dem Entstehen des tatsächlich angefallenen zusätzlichen Aufwands.

(8) Bei der Entsorgung unzulässig behandelter, gelagerter oder abgelagerter Abfälle (§ 3 Abs. 3) ent-
steht die Gebührenschuld mit dem Abtransport der Abfälle durch den Landkreis oder dessen Beauftrag-
ten.

(9) Bei der Entsorgung von Sperrmüll (§ 4 Abs. 10) entsteht die Gebührenschuld im Holsystem mit dem
Abtransport der Abfälle durch den Landkreis oder dessen Beauftragten und im Bringsystem mit der Über-
gabe der Abfälle.

(10) Beim Erwerb von Big Bags oder Foliensäcken entsteht die Gebührenschuld mit der Abgabe des
Big Bags oder der Foliensäcke an den Benutzer.

(11) Der Anspruch nach § 4 Abs. 16 entsteht mit Beendigung der kostenpflichtigen Handlung.

§ 6
Fälligkeit der Gebührenschuld

(1) Die Gebühren gemäß § 4 Abs. 1, 2 und 5 werden für das laufende Vierteljahr jeweils am 15. Februar,
15. Mai, 15. August und 15. November jeden Jahres fällig, frühestens jedoch nach Zustellung des Gebüh-
renbescheides.

(2) 1Bei der Abfallentsorgung unter Verwendung von Restmüllsäcken, bei Selbstanlieferung, bei der
Entsorgung unzulässig behandelter, gelagerter oder abgelagerter Abfälle, bei der Entsorgung von Sperr-
müll, beim Erwerb von Big Bags sowie in den Fällen des § 4 Abs. 3 Sätze 4 und 5, § 4 Abs. 6 und 7 wird die
Gebühr mit Entstehen der Gebührenschuld fällig. 2Fällige Gebühren gemäß § 4 Abs. 4, 8, 9, 10, 12, 15, 16
und 18 sind, sofern diese nicht 50,00 € übersteigen, sofort und in bar zu entrichten.

(3) Werden Gebühren gemäß § 4 Abs. 8, 9, 10, 12, 15, 16 und 18 nicht bei der Anlieferung in bar ent-
richtet, beträgt die Mindestgebühr 10,00 €.

§ 7
Aufgabenübertragung

Gemäß Art. 7 Abs. 5 Nr. 6 BayAbfG werden mit der Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, der Gebüh-
renabrechnung, der Ausfertigung und Versendung der Gebührenbescheide und der Entgegennahme der
Gebühr, mit Ausnahme der vom Landkreis betriebenen Einrichtungen, in den Fällen des § 4 Abs. 4, 10, 12,
15, 16 und 18 die Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften beauftragt.
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§ 8
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die öffentliche
Abfallentsorgung des Landkreises Unterallgäu vom 22. Oktober 2019 außer Kraft.

Mindelheim, 9. November 2021
LANDKREIS UNTERALLGÄU

Alex Eder
Landrat

11.0 - 4210.13

Sitzung des Jugendhilfeausschusses

Am Montag, 29.11.2021, 14:00 Uhr, findet im Landratsamt Unterallgäu, Bad Wörishofer Straße 33,
87719 Mindelheim, Sitzungssaal (Raum 100), 1. Stock, die nächste Sitzung des Jugendhilfeausschusses
statt.

T a g e s o r d n u n g :

A) Öffentliche Sitzung

1. Anpassung der Richtlinie zur Kindertagespflege im Landkreis Unterallgäu

2. Anpassung der Unterstützungsleistungen für Vollzeitpflegefamilien

3. Einrichtung von Jugendsozialarbeit an der Grundschule Mindelheim

4. Haushaltsplanentwurf des Landkreises Unterallgäu für das Haushaltsjahr 2022
 sowie die Finanzplanungsjahre 2023 - 2025;
 Vorberatung des Bereichs Jugendhilfe (AOD 0008)

Mindelheim, 12. November 2021

Alex Eder
Landrat


